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Eine schmale Chance, aber eine Chance
Alles sinnlos und falsch in Griechenland nach dem Brüsseler Deal vom Juli? Ein Plädoyer gegen linke Besserwisserei
Es ist falsch zu behaupten, dass die
Umbauprogramme, die Griechen-
land aufgezwungen werden, jeder
ökonomischen Logik entbehren.

Von Joachim Bischoff und Björn Radke

Die Krise in Griechenland beschäftigt
die Völker und Politiker Europas spä-
testens, seit die EU-Kommission am
3. Februar 2010 den griechischen
Staatshaushalt unter ihre Kontrolle
gestellt und die Mitglieder der Euro-
zone sowie der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) am 12. April 2010
ein Rettungspaket in Höhe von 45
Milliarden Euro für den »Ernstfall«
beschlossen hatten.

I.
Die Grundkonstellation, die bis heute
anhält, charakterisierten wir seiner-
zeit als eine Kombination aus Über-
schuldung und Schwäche des Wirt-
schaftspotenzials. Bereits damals plä-
dierte ein Teil der wirtschaftlichen
und politischen Eliten für einen Aus-
schluss Griechenlands aus der EU, um
dem Land die Umschuldung und
wirtschaftliche Sanierung allein auf-
zubürden.
Auch wenn es im Nachhinein wie

Besserwisserei klingen mag, orien-
tierten wir bereits 2010 auf einen an-
deren Weg: »In dieser Situation hilft
allein ein umfassendes ökonomisches
Strukturprogramm, mit dem – ange-
fangen bei Griechenland – sich alle
europäischen Länder aus der Schul-
denfalle schrittweise befreien könn-
ten. Bleibt es hingegen bei der Vor-
herrschaft des Finanzkapitals, wer-
den noch erhebliche Mengen guten
Geldes in Schuldenfässer ohne Bo-
den hineingeschüttet werden, bevor
ein politischer Kurs- und Richtungs-
wechsel den notwendigenRückhalt in
den Bevölkerungen hat.«
Im Januar 2015 hat zumindest in

Griechenland ein solcher politischer
Kurs- und Richtungswechsel stattge-
funden. Mit dem Wahlerfolg des
Linksbündnisses SYRIZA ist auf dem
Weg nach Ithaka ein neues Stadium
erreicht worden. Am 20. September
2015 haben die griechischen Wähle-
rinnen und Wähler zum zweiten Mal
in einem Jahr über den politischen
Kurs des Landes abgestimmt. Das
Linksbündnis SYRIZA und sein Spit-
zenkandidat haben ohne Zweifel an
gesellschaftlichem Rückhalt verlo-
ren. Auch in Griechenland klinken
sich vor allem die unteren sozialen
Schichten aus der politischen Wil-
lensbildung aus. Es wurden Enttäu-
schungen produziert, und das Bünd-
nis selbst war im Parlament ohne ei-
gene Mehrheit.
Als wichtiges Faktum bleibt

gleichwohl festzuhalten: Das Partei-
en- und politische System ist nicht
implodiert und es gibt auch keine po-
litische Blockade. SYRIZA liegt als
stärkste Kraft deutlich vorn – auch
weil sie die Abspaltung Laiki Enotita
besser verkraftet hat als erwartet. Die
Führung von SYRIZA hat stets be-
tont, dass die soziale Auseinander-
setzung weitergeführt werden muss
und die politische Hegemonie dabei
ein wichtiger Faktor ist, soll die
schmale Chance zur gesellschaftli-
chen Erneuerung Griechenlands ge-
nutzt werden.
Das Linksbündnis SYRIZA geht

programmatisch und personell auf
das frühere linke Wahlbündnis Syn-
apsimos zurück. In Synapsimos wur-
de in Anlehnung an die eurokom-
munistischen Diskussionen und Er-
fahrungen versucht, eine politische
Konsequenz aus der Krise der euro-
päischen Sozialdemokratie und dem
radikalen Scheitern des Staatssozia-
lismus mitsamt seiner proletarischen
Mythologien zu ziehen.
Auch im Linksbündnis SYRIZA hat

die eurokommunistische Methode der
politischen Arbeit einen starken Rück-
halt. Der Parteivorsitzende Alexis Tsi-
pras hat darüber nie einen Zweifel ge-
lassen: Die neue politische Formation
kann und will garantieren, dass in
Griechenland mit der Vergangenheit
eines klientelistisch geprägten Kapi-
talismus gebrochen und die Klientel-
wirtschaft der bisherigen Elite abge-
schafft wird. Eine grundlegende Er-
neuerung der Gesellschaft durch eine
breite demokratische Bewegung und
eine Umgestaltung mit der Zielset-
zung von mehr sozialer Gerechtigkeit
ist möglich.

Bis zum Januar 2015 konnte diese
Formation darauf verweisen, dass das
Linksbündnis noch nie Teil der Re-
gierung war und eine neue Kraft dar-
stellt, die niemandem in der Vergan-
genheit verpflichtet ist. Sie werde die
Reformen durchführen, die Grie-
chenland tatsächlich braucht.
Wir verfolgen seit Langem diese

Option und Methode der politischen
Arbeit mit großer Sympathie und Un-
terstützung. Und wir sehen uns in
dieser Haltung bestätigt, seit nach der
Zustimmung der Mehrheit von SY-
RIZA zum dritten Memorandum der
demokratische Firnis bei etlichen eu-
ropäischen Linksformationen ab-
platzte und die Rhetorik des Klas-
senverrats, der imperialistischen Ver-
schwörung und des Putsches in der
politischen Debatte wieder einen
großen Stellenwert einnahm.
Der Ausgangspunkt der Krisen-

entwicklung wird leichtfertig an den
Rand gedrängt: Griechenland war ein
Beispiel für einen klientelistisch
strukturierten Kapitalismus, dessen
Eigenständigkeit durch die Große
Wirtschafts- und Finanzkrise von
2007/2008 brutal infrage gestellt
wurde. Danach verschärfte eine neo-
liberale Austeritätspolitik den ge-
sellschaftlichen Niedergang. Es ist
unseres Erachtens falsch zu behaup-
ten, dass die Spar- und Umbaupro-
gramme, die Griechenland aufge-
zwungen werden, jeder ökonomi-
schen Logik entbehren.
Wenn keine ökonomische Logik

vorhanden ist, dann ist jedweder Ver-
such, aus der Austerität auszubre-
chen – der zugestandenermaßen si-
cherlich kein Spaziergang sein wird –
und wieder auf die Beine zu kom-
men, politisch sinnlos und zum
Scheitern verurteilt. Wir teilen die in
einer solchen Haltung zum Ausdruck
kommende linke Besserwisserei und
revolutionäre Romantik nicht.

II.
Die Europäische Gemeinschaft wur-
de 1957 als gemeinsamer Markt ge-
gründet. Schritt für Schritt wurde
dieser realisiert, bis 1992 der Bin-
nenmarkt erreicht war. Er ist immer
noch das Kern- und Paradestück der
Union. Politisch ist sie jedoch ein
Staatenbund geblieben. Man spricht
zwar vonder »finalité politique«, doch
niemand weiß, was das bedeutet. Es
soll eine »ever closer Union« werden,
doch manchen Mitgliedstaaten ist sie
schon jetzt zu eng.
Die Union basiert auf keiner Ver-

fassung, sondern auf einem interna-
tionalen Vertragssystem, welches nur
mit der Zustimmung aller 28 Mit-
gliedstaaten abgeändert werden
kann. Das wird künftig kaum mehr
möglich sein, denn der Vorrat an Ge-
meinsamkeiten ist aufgebraucht. Es
droht die Sklerose. Es gibt keine ge-
meinsame Außenpolitik, die diese
Qualifikation verdient, und auch von
einer gemeinsamen Verteidigung
kann keine Rede sein. Es gelingt nicht
einmal, die Flüchtlinge vernünftig zu
verteilen. Die Finanzmittel der EU
sind gering, sie machen nicht einmal
zwei Prozent der Gesamtfinanzen des
Systems aus. Ceci n’est pas un Etat!
Noch nie hat eine Währungsunion

überlebt, die sich über mehrere Staa-
ten wölbte, denn eine Währung ist
geronnenes Vertrauen. Doch die Eu-
phorie des Binnenmarktprozesses
und die Furcht vor einem neuen
Großdeutschland haben 1992 dazu
geführt, in Maastricht eine gemein-
same Währung in den Vertrag zu
schreiben – entgegen dem Rat der al-
lermeisten Ökonomen. Die Leis-
tungsfähigkeit der einzelnen Volks-
wirtschaften war schon damals ext-
rem unterschiedlich, und es war des-
halb unsinnig, die elastische Kopp-
lung floatender Währungen durch ei-
ne starre, gemeinsame Währung zu
ersetzen. Es sei eben ein politisches
Projekt, hieß es, und da müssten
kleinliche ökonomische Erwägungen
zurückstehen. Immerhin sahman ein,
dass es auch einer politischen Union
bedürfte, doch diese kam nicht zu-
stande. Ersatzweise forderten die
Ökonomen eine unabhängige Zent-
ralbank und strenge Kriterien für den
Beitritt zur gemeinsamen Währung.
Letztere erfüllten in den 1990er Jah-
ren nur wenige Staaten. Doch in
wundersamer Weise wurden es im-
mer mehr, und 1999 startete der Eu-
ro mit elf Staaten.

Ob für oder gegen einen Austritt
Griechenlands, die vorgebrachten
Argumente sind – eigentlich seit Jah-
ren – immer dieselben: Die Gegner
befürchten wirtschaftliche Verwer-
fungen in der Eurozone und eine An-
steckung weiterer hoch verschulde-
ter Mitglieder, die Befürworter sehen
in einer eigenständigen Geldpolitik
Griechenlands eine Chance zur Wie-

derherstellung der wirtschaftlichen
Konkurrenzfähigkeit und das Ende
der ständigen Notfallkredite. Beiden
Argumenten ist aus der Sicht ökono-
mischer Lehrmeinungen zwar auch
Positives abzugewinnen. Sollte es
wirklich gelingen, durch neues Geld
ohne größere Friktionen aus dem
Problem herauszuwachsen, wäre dies
natürlich schön. Aber auch für das
Vertreten einer harten Haltung gibt
es gute Gründe. Das Problem ist nur,
dass diese Diskussion viel zu kurz
greift. Wichtiger als die Überlegun-
gen, ob einGrexit stattfinden soll oder
nicht, ist die Grundsatzfrage, ob die
Währungsunion in der bestehenden
Formüberhaupt überleben kann.Hier

scheint es, dass Ökonomen sich – sei-
en es nunAnhänger einer »alten« oder
»neuen« Theorie – ziemlich einig sind.
Die Antwort ist nämlich ein klares
Nein; und das war es auch schon vor
dem ersten Liebäugeln der Politik mit
dem Euro, denn die EU ist sehr weit
weg von einem optimalen Wäh-
rungsraum (Stichworte: geringe Mo-
bilität der Arbeitskräfte, inflexible
Lohn- und Güterpreise, unterschied-
liche Konjunkturen).
Dies bedeutet, dass immer wieder

mit ähnlichen Problemen zu rechnen
ist, unabhängig vom Ausgang der
griechischen Krise. Die Politik wird
immer wieder stillstehen, für Wochen
und Monate blockiert sein und von
wichtigeren Dingen abgelenkt wer-
den. Der Aufwand, um eine Lösung zu
finden, und die Unsicherheit, die
durch diesen Prozess ausgelöst wird,
werden auch dann wieder enorme
Ressourcen verschlingen. Man wird
trotzdem wieder versuchen, den ein-
zelnen Staaten im Detail vorzu-
schreiben, was zu tun ist, um den
Staatshaushalt ins Gleichgewicht zu
bringen und die Wirtschaft zu refor-
mieren. Die Adressaten werden bei
großemUnmut ihrerBevölkerungkein
Verständnis für diese Einmischung
haben, während die Bevölkerung in
den Gläubigerländern kaum Ver-
ständnis für die Überschuldeten auf-
bringen wird. Auch für das übrige Eu-
ropa sind die Kosten der EU sehr groß.
Wichtig wäre also, dass die EU aus

dem Debakel der Währungsunion
lernt, das viel tiefer reicht und weit
über das relativ »kleine«, aktuelle
Problem mit Griechenland hinaus-
geht. In Brüssel wird man, wenn die
Zeit wieder etwas ruhiger geworden

ist, zwar über marginale Verbesse-
rungen der Rahmenbedingungen für
eine Währungsunion sprechen und so
die politische Integration vorantrei-
ben, was aber neue Probleme mit sich
bringt.
Das gerade auf den Weg gebrach-

te dritte »Unterstützungs«-programm
für Griechenland verdeutlicht: Die
Zukunft der europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion hängt
maßgeblich von einem überzeugen-
den Konzept zur Überwindung der
ökonomischen und sozialen Un-
gleichgewichte durch eine wirt-
schaftliche und finanzpolitische Ko-
ordination ab. Die aktuellen Repara-
turmaßnahmen sind völlig unzurei-
chend. Die Eurozone findet nur aus
der Krise durch eine Politik, die vor
allem den südeuropäischen Ländern
die Chance eröffnet, wirtschaftlich
wieder auf die Beine zu kommen. Da-
zu ist eine gesamteuropäische An-
strengung nötig, die diesen Ländern
hilft, also eine Art europäischer New
Deal. Aber auch in Deutschland und
den anderen Kernländern Europas
brauchen wir eine Investitions- und
Infrastrukturoffensive zur Reparatur
und zum Ausbau des öffentlichen Ka-
pitalstocks. Die marode Infrastruktur
wird durch die Bewegung der Schutz-
suchenden aus diversen »Failed
States« noch sichtbarer. Drei von vier
Gemeinden erwarten keine Verbes-
serung ihrer Situation innerhalb der
nächsten fünf Jahre. Die Kommunen
fordern von Bund und Ländern Hil-
fen beim Aufbau einer Infrastruktur
für die Schutzsuchenden, bei der Ent-
schuldung, eine Entlastung bei den
Sozialabgaben und die Unterstüt-
zung bei Investitionen.
Der Versuch, die politische Strate-

gie der Hegemonialmacht Deutsch-
land als Modell für den ganzen Euro-
Club – hohe Wettbewerbsfähigkeit,
ökonomisches Wachstum durch au-
ßenwirtschaftliche Erfolge und darü-
ber gesicherte Beschäftigung und Ein-
kommen – anzuempfehlen, kann nicht
als gelungen bezeichnet werden. We-
gen dieser Ziele erfolgte ein wettbe-
werbspolitischer Umbau des Euro-
päischen Sozialmodells, eine Öffnung
der sozialen Sicherungssysteme für
die Finanzmärkte und die weitere Pri-
vatisierung öffentlicher Unternehmen
vor allem in Bereichen der kommu-
nalen Infrastruktur. Das Ergebnis ist
eine Verschärfung, nicht Milderung
der sozialen Ungleichheit, die Ausbil-
dung von Vermögensblasen und eine
massive Expansion der Finanzsekto-
ren mit der Folge höherer Instabilität
der wirtschaftlichen und politischen
Systeme. Der bittere Beigeschmack:
Deutschland konnte als wettbe-
werbsstärkste Wirtschaftsmacht seine
Führungsposition festigen.
Die Propagierung eines anderen

Währungsmechanismus und die For-
derung nach Rückkehr zu einer nati-
onalstaatlichen Gestaltung der Öko-
nomien sollten wir den rechtspopu-
listischen Parteien überlassen. Eine
solche politische Strategie läuft letzt-
lich auf eine Unterwerfung unter den
internationalen Kapitalverkehr hi-
naus. Die Befürworter einer Renati-
onalisierung überschätzen die Spiel-
räume nationalstaatlicher Politik. Vor
dem Hintergrund freier Kapital- und
Warenströme sowie einer gemeinsa-
men Währung können nationale Re-
gierungen in den zentralen Feldern
der Wirtschafts-, Sozial- und Lohn-
politik keine progressive Politik im
nationalen Alleingang durchhalten.
Was aber im Umkehrschluss nicht be-
deutet, dass eine enge Zusammenar-
beit der zwei/drei größten Volks-
wirtschaften (Deutschland, Frank-
reich, Italien) nicht neue Hand-
lungsspielräume schaffen könnte.
Zudem hängt die Stabilität nationa-
ler Austeritätsregime immer noch
sehr eng mit der Stabilität nationaler
Regierungen zusammen.
Insofern hat der Nationalstaat

zwar keinesfalls ausgedient, eine
Rückkehr zu nationalen Währungen
– die radikalste Variante einer Rena-
tionalisierung – ist jedoch keine wün-
schenswerte politische Option. Ein
solcher Weg würde mit weiteren dra-
matischen ökonomischen und sozia-
len Verwerfungen einhergehen. Die
Alternative zu weniger Europa ist
mehr Europa, aber anders – ein de-
mokratisches und soziales Europa,
das mit der neoliberalen Logik des
Maastrichter Vertrags bricht.

Die Propagierung eines
anderen Währungs-
mechanismus und die
Forderung nach Rück-
kehr zu einer national-
staatlichen Gestaltung
der Ökonomien sollten
wir den Rechtspopulis-
ten überlassen.
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Die Autoren
Joachim Bischoff ist Ökonom und
Sozialwissenschaftler sowie Mithe-
rausgeber der Zeitschrift Sozialis-
mus. Von ihm erschien 2014 die
Flugschrift »Finanzgetriebener Kapi-
talismus« (bei VSA in Hamburg).
Björn Radke ist Redakteur von Sozi-
alismus. Die nebenstehenden Aus-
züge sind ihrem gerade erschienen
Buch »Isch over? Griechenland und
die Eurozone. SYRIZAs Kampf gegen
die neoliberale Hegemonie« ent-
nommen, das ebenfalls bei VSA in
Hamburg erschienen ist.
Nach der Zustimmung der Mehr-

heit von SYRIZA zum dritten Memo-
randum nimmt bei etlichen europäi-
schen Linksformationen die Rhetorik
des Klassenverrats und des »Put-
sches« in der politischen Debatte
wieder einen großen Stellenwert ein.
Der Ausgangspunkt der Krisenent-
wicklung wird an den Rand ge-
drängt: Griechenland war ein Bei-
spiel für einen klientelistisch struk-
turierten Kapitalismus, dessen Ei-
genständigkeit durch die Große
Wirtschafts- und Finanzkrise von
2007/2008 brutal infrage gestellt
wurde. Danach verschärfte eine
neoliberale Austeritätspolitik den
gesellschaftlichen Niedergang.
Die Autoren begründen in ihrer

Flugschrift, warum es falsch ist zu
behaupten, dass die Spar- und Um-
bauprogramme, die dem Land auf-
gezwungen werden, jeder ökonomi-
schen Logik entbehren. Wenn es
diese nicht gibt, wäre jedweder Ver-
such, aus der Austerität auszubre-
chen – der zugestandenermaßen si-
cherlich kein Spaziergang sein wird
– und wieder auf die Beine zu kom-
men, politisch sinnlos und zum
Scheitern verurteilt. Sie stellen
stattdessen ihre Analysen zur öko-
nomischen und politischen Entwick-
lung Griechenlands und der Eurozo-
ne zur Diskussion. Mehr Informatio-
nen zum Buch unter www.vsa-ver-
lag.de
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neoliberale Hegemonie. Eine Flug-
schrift, 156 Seiten, 12 Euro.

Bücherservice

Bestellen Sie dieses Buch im nd-shop.
Tel 030 2978-1777   Fax -1650

www.nd-shop.debuecherservice@nd-online.de


